
nalisten zusammen. Das In-Kraft-Treten
des neuen Strafgesetzbuches zum 1. April
dieses Jahres konnte dank Interventionen
auch des Türkischen Journalistenverban-
des auf den 1. Juni 2005 verschoben wer-
den, damit Nachbesserungen die rechtli-
che Schlechterstellung von Medienschaf-
fenden aufheben konnten. Ein kleiner Er-
folg zeichnete sich dabei ab: Das vorge-
sehene erhöhte Strafmaß für Journalisten
wurde reduziert.

Die Strafrechtsreform gibt für die
Rechtsprechung keine klare Linie vor,
lautet die Kritik der Journalisten. So wird
als Straftatbestand angesehen, „gegen
die grundlegenden nationalen Interessen
der Türkei zu verstoßen“. „Welches sind
nun genau diese Interessen?“, fragt Nail
Güreli. Er berichtet von der Zensur einer
politischen Karikatur, die noch vor ihrem
Erscheinen bei den Behörden zur An-
zeige gebracht und als Verstoß gegen die
Integrität der Regierungsbehörden ver-
standen wurde. Eine Streichung der Sa-
tire als Durchsetzung nationaler Interes-
sen? Für diesen medienfeindlichen Vor-
gang scheint aus deutscher Sicht das
Wort Zensur angemessen.

In einem weiteren Punkt geht die
Strafrechtsreform über bislang geltendes
Recht hinaus: „Es sieht vor, dass eine Be-
leidigung nicht mehr nur als Beleidigung
der einzelnen Person, sondern als Verun-
glimpfung des gesamten Berufsstandes
verstanden wird“, so Güreli. „Die Frage
stellt sich, ob dann die auf die Beleidi-
gung eines Ministers stehende Strafe von
zwei Jahren Haft mit der Anzahl aller im

Die Probleme der Medien und der Jour-
nalisten in der Türkei tragen zum einen
landesspezifische Kennzeichen, zum an-
deren ist die Unabhängigkeit von Radio
und Fernsehen durch ähnliche Zusam-
menhänge gefährdet wie in Europa.

Vor allem die Novellierung des Straf-
gesetzbuches stellt die Arbeit der Jour-
nalisten vor große Schwierigkeiten. Straf-
tatbestände wie Beleidigung werden nach
dem neuen Gesetzbuch höher bestraft als
bei anderen Personen. „Die Reform betraf
insgesamt 345 Paragrafen, 175 davon wur-
den nur verlesen, abgestimmt, aber nicht
debattiert. Auch diese nicht, die von der
Arbeit von Radio, TV und den Medien 
im Allgemeinen handeln“, klagt Orhan
Erinç, der Vorsitzende des türkischen
Journalistenverbandes, zu Beginn der
Konferenz „Medien im Wettbewerb“, die
die Konrad-Adenauer-Stiftung zusam-
men mit der Deutsch-Türkischen Stiftung
vom 12. bis 14. Mai 2005 in Antalya ver-
anstaltete.

Auch wenn die neue Strafgesetzord-
nung die Arbeit von Journalisten ein-
schränkt, wurde „die Verabschiedung die-
ses nicht debattierten Strafgesetzbuches
von der EU beklatscht“, so Erinç weiter.
„Die EU verhält sich nicht so, als ob sie
über ihre eigenen Interessen hinaus Posi-
tion beziehen würde“, lautet die Kritik in
Richtung Brüssel. Man hätte sich schon
früher „viel mehr Unterstützung bei der
Umsetzung der Presse- und Meinungs-
freiheit in der Türkei gewünscht“, fasst
Nail Güreli, Kolumnist der Zeitung Milli-
yet, die Enttäuschung der türkischen Jour-
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Ministerrat vertretenen Personen multi-
pliziert wird und ein Journalist dann für
44 Jahre ins Gefängnis geht.“ Die Frage,
ob Journalisten in der Türkei unzensiert
arbeiten können, beantwortet Güreli so:
„Es gibt Dinge, über die nicht geschrie-
ben wird, wenn es um die Regierung
geht.“

Kontrovers wird die Darstellung bri-
santer Fragen wie die nach der Vertrei-
bung und der Ermordung der Armenier
in der Presse behandelt. Auch solche The-
mata gehören zum Kernbestand des na-
tionalen Interesses. Der Gouverneur der
Provinz Antalya wünscht sich denn auch
in seinem Grußwort, dass Journalisten
zwischen wahren und erfundenen Nach-
richten unterscheiden müssen – um der
Sache der Türkei willen. „Wer garantiert
objektive Nachrichten?“, fragt er. Ob die
„Armenier-Sache“, wie es die anwesen-
den Journalisten verklausulieren, nun
Völkermord, ein Genozid, war oder nicht,
darüber werden in den Kolumnen der
türkischen Zeitungen erbitterte Schlach-
ten geführt. „Wir passen auf, welche
Worte wir dabei wählen“, so Oral
Çalişlar, Kolumnist der Zeitung Cumhu-
riyet. Die Mehrheit der Türken lehnt die
Darstellung vom Völkermord ab. Eine
Expertenkommission aus Historikern soll
nun klären, wie die Fakten der Geschichte
zu bewerten sind. Ob danach „wahre, ob-
jektive Fakten“ ans Licht kommen, die die
Journalisten verbreiten können, bleibt
fraglich. Fünf Historiker bestimmt die
türkische Regierung, fünf die armenische
Glaubensgemeinschaft. Die einheimi-
schen Armenier fürchten sich so vor den
Reaktionen der national gesinnten Tür-
ken, dass sie die im Exil lebenden Glau-
bensgeschwister darum bitten, ihre Inter-
ventionen zu mäßigen.

Das Referat des Gouverneurs soll den
Zuhörern deutlich machen, dass die Me-
dien als integraler Bestandteil der zivilge-
sellschaftlichen Entwicklung in der Tür-
kei begriffen werden: „Kennzeichen un-

serer Gesellschaft sind kritische Öffent-
lichkeit, universelle Gültigkeit von Men-
schenrechten und Demokratie und Frei-
heit“, so Alaaddin Yüksel. „Das umzuset-
zen gelingt nur mithilfe der Medien.“
Sätze für das Protokoll. Interessant, dass
Regierungschef Erdoğan die Berichter-
stattung der Medien im Kontext des Welt-
frauentages sehr kritisiert hat: Die Jour-
nalisten seien schuld daran, dass Bilder
von auf dem Boden liegenden Frauen, die
von türkischen Polizisten mit schweren
Stiefeln ins Gesicht getreten würden, um
die Welt gegangen seien. Das habe dem
nationalen Ansehen der Türkei gescha-
det. Ministerpräsident Erdoğan verkehrt
mit dieser Sichtweise Ursache und Wir-
kung. 

Grundlegender Wandel
„Meinungs- und Pressefreiheit sind in
der Türkei noch nicht in dem Maße ge-
währleistet wie in Europa. Aber die Tür-
kei nähert sich der EU an, sie vollzieht
im Moment einen grundlegenden Wan-
del“, meint Oral Çalişlar. Und der Leiter
der Abteilung Presse und Information
des Ministerpräsidentenamtes, Abdur-
rahman Bilgiç, ergänzt im Laufe der
Konferenz: „Die Infrastruktur der politi-
schen Kommunikation in der Türkei ist
noch nicht vollendet.“ Eine diesbezüg-
liche Entwicklung sollen die nächsten
fünfzehn Jahre bringen.

Die Presse in der Türkei wehrt sich ge-
gen eine Einschränkung der Meinungs-
und Pressefreiheit im Falle der Berichter-
stattung über Personen des öffentlichen
Interesses. „Unser Amt hat sich nicht aus-
gesprochen für eine Einschränkung der
Meinungsfreiheit in diesen Fällen“, so
Bilgiç. Die Selbstkontrolle der journalisti-
schen Arbeit scheint gut zu funktionieren.
Das Abdrucken von tot geborenen Sie-
benlingen in Teilen der türkischen Presse
wurde von anderen Medienvertretern
kritisiert. Die Medienvielfalt in der Türkei
erlangt eine ähnliche Komplexität wie in
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Staaten der Europäischen Union, sodass
die Kontrolle von Medien durch Medien
in den nächsten Jahren immer bestimmter
werden wird.

Das türkische Mediensystem wird von
zwei großen Gesellschaften getragen, ei-
nes hält siebzig, das andere dreißig Pro-
zent Anteil an den Medienbetrieben im
Land. „Durch den Kapitalstrukturwan-
del in der Türkei ist diese Konzentration
entstanden, so Oral Çalişlar von der Zei-
tung Cumhuriyet. Vor Jahren noch aktive
Konsortien wie die Sabah/ATW-Gruppe
sind bankrott gegangen, andere Gruppen
wie die USAN haben sich aus dem TV-
und Zeitungsgeschäft zurückgezogen,
berichtet er weiter; ein Wandel, dessen
abschließende Gestalt noch nicht abseh-
bar ist. Bislang durften ausländische In-
vestoren keine Anteile am türkischen Me-
dienmarkt erwerben, das soll sich nun än-
dern.

Interessengruppen
Die Medienlandschaft ist nach Interes-
sengruppen unterteilt. Es gibt islamisch,
kemalistisch-staatlich und nationalistisch
orientierte Medien. „Eine wirklich libe-
rale Zeitung gibt es in der Türkei nicht“,
so Çalişlar. Diese Grundausrichtungen
orientieren sich an den Bedürfnissen der
Lesergruppen, die die Einstellung der
Interessengruppen teilen. Aber: Verschie-
dene Zeitungen leisten es sich, innerhalb
ihres Blattes Kolumnisten mit verschiede-
nen bis konträren Meinungen – sogar in
derselben Ausgabe – zu Wort kommen zu
lassen. Auf diese Weise bilden einzelne
Zeitungen mehr von einem gesellschaft-
lichen Diskurs, seinem Für und Wider ab
als die meisten Zeitungen in Deutsch-
land.

Verhandelt wird während der Konfe-
renz auch die Haltung der Türken zum
Westen und zu Europa. Den Medien
kommt dabei – wie in Deutschland – die
entscheidende Vermittlerrolle zu. Anders
als in Berlin werden in Ankara die Ko-

lumnisten der wichtigsten Zeitungen des
Landes vom Ministerpräsidenten persön-
lich angerufen und danach gefragt, wie
sie einen bestimmten Sachverhalt beur-
teilen. Der Einfluss der Medien auf die
aktuelle Politik ist auf dieser Grundlage
nicht mit den Gepflogenheiten der deut-
schen Bundeskanzler zu vergleichen.

Bei einem solchen Renommee ist die
Zahl der Kolumnisten beständig gestie-
gen: „Vor zwanzig Jahren gab es bei der
Hürriyet einen Kolumnisten“, führt Oral
Çalişlar aus. „Heute sind es fünfzig. Ko-
lumnisten haben eine Vorstellung von al-
lem“, schwärmt er. „Manche schreiben
sogar zweimal pro Wochentag, geben
also vierzehn Kommentare wöchentlich
zu verschiedensten Themen ab.“ Für
Mehmet Ali Solak, einen preisgekrönten
Lokaljournalisten im Land, der Ausver-
kauf des seriösen Journalismus. „Diese
Zahlen schocken mich. Wenn Kolumnis-
ten so begabt sind, dass sie alle gesell-
schaftlichen Themenkomplexe durch-
dringen und zukunftsweisend analysie-
ren, können sie sich gerne auf das Amt
des Premierministers bewerben“, feixt er.
Besonders süffisant wird der Schlagab-
tausch zwischen den beiden türkischen
Journalisten, weil in einem Redebeitrag
zuvor der Reiseunternehmer und Euro-
paparlamentarier Vural Öger den deut-
schen Journalisten vorgeworfen hatte, die
Berichterstattung über die Türkei sei feh-
lerhaft und unerträglich, weil sie wegen
des Druckes, der aus den Redaktionen auf
sie ausgeübt werde, für alles Experten
sein müssten, es in Wahrheit aber nicht
seien. Zudem merkt Ali Solak an, dass
durch regionale Beilagen großer Zeitun-
gen zunehmend Lokalzeitungen in ihrer
Existenz gefährdet seien.

Die kritische Darstellung der EU hat
nach dem 17. Dezember 2004 in den tür-
kischen Medien zugenommen. Es gibt
eine Ernüchterung im Land, konstatieren
die journalistischen Beobachter, die mit
Enttäuschung zu tun habe. „Es entsteht

Seite 57Nr. 430 · September 2005

Presse- und Meinungsfreiheit in der Türkei

430_55_58_Goerlach  29.08.2005  7:05 Uhr  Seite 57



der Eindruck, erst mache die EU Verspre-
chungen, die sie nun nicht zu halten bereit
sei“, sagt Semih Idiz, ein CNN-Redakteur
in der Türkei. Die nationalistische Argu-
mentation sieht dabei so aus: „Die Türkei,
so heißt es, sei ohne den Westen entstan-
den. Man muss sich vor dem Westen
schützen, denn man ist seit neunzig Jah-
ren allein eine starke Republik.“ „Die Zu-
stimmung zum EU-Beitritt ist im Land
von 73 Prozent auf 61 Prozent gesunken“,
so die Hürriyet-Kolumnistin Ferai Tinç.
Die Nationalisten, so die Einschätzung
Tinçs, wurden gerade durch die Politik
der EU gestärkt: „Im Öçalan-Prozess er-
kennt der EU-Menschenrechts-Gerichts-
hof das Urteil der Türkei nicht an, auf der
anderen Seite haben die USA jahrelang
nichts gegen die PKK unternommen. In
Frankreich gibt es auch von Politikern
anti-türkische Erklärungen.“ Dies sind
nach Einschätzung Tinçs einige Beispiele
für die zunehmend negative Sicht der EU,
deren Interventionen als Einmischung
verstanden würden. „Diese Skepsis gibt
es neuerdings auch in der Mittelschicht.
Das ist neu!“, so Tinç.

Der Vertreter des Hohen Rundfunkra-
tes der Türkei, Fatih Karaca, lobt die de-
mokratische Entwicklung in der Politik in
Bezug auf den Umgang mit der Presse:
Vor drei Jahren noch wurde das Pro-
gramm eines Senders, der sich einer Ge-
setzesübertretung schuldig gemacht hat,
je nach Schwere des Vergehens für ein,
zwei Tage abgeschaltet. Heute gibt es
nach zwei Verwarnungen eine Geld-
strafe. Das Programm bleibt auf Sendung.
In den türkischen Medien war Karaca vor
der Konferenz präsent, weil er pornogra-
fischen Sendern den Zutritt zum türki-
schen Markt verboten hat. Kritisch sehen
die Konferenzteilnehmer die Möglichkei-
ten der Medienpräsenz der kurdischen
Minderheit im Land. Derzeit gibt es – aus
Konzessionsgründen an die EU – einmal
die Woche morgens um halb neun ein

halbstündiges Programm in kurdischer
Sprache. „Es handelt sich dabei lediglich
um eine neu synchronisierte Fassung ge-
sendeter Nachrichtenbeiträge. Die Ein-
schaltquote ist so niedrig, weil dieses Ma-
gazin eine Farce ist und niemanden inter-
essiert. Sie erfahren in dieser Sendung et-
was über Bienen, Imker und Kochre-
zepte“, beschwert sich eine türkische
Journalistin.

Nachwuchsjournalisten werden in der
Türkei vor allem an den kommunika-
tionswissenschaftlichen Fakultäten aus-
gebildet. Die Türkei verzeichnet hierbei
einen Zuwachs der Studierenden: Waren
es 1985 noch 1500 Absolventen an vier
Journalismusschulen, so sind es 2005
rund 5000 Studierende an dreißig Fa-
kultäten. Die Ausbildung dauert drei
Jahre. Das Studium ist nach amerika-
nischem Vorbild organisiert; achtzehn
Credits sind in den drei Jahren einzustrei-
chen, das sind sechs Seminare pro Se-
mester, führt der Dekan der Kommuni-
kationswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Istanbuls, Suat Gezgin, aus.

Die Abhängigkeit der Medien von
wirtschaftlichen Interessen und die Be-
einflussung durch die Politik werden
von türkischen und deutschen Journa-
listen gleichermaßen kritisiert. Zudem
wird eine Verflachung bei den Medien-
konsumenten bedauert, die es oft gar
nicht mehr möglich mache, politisch
komplexe Zusammenhänge zu vermit-
teln. Die Abhängigkeit von wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen haben ge-
rade deutsche Medien nach dem Zu-
sammenbruch des Kirch-Imperiums im
Jahr 2001 bemerkt; die Zahl der arbeits-
losen Journalisten ist in den Folgejahren
sprunghaft angestiegen. Sowohl Deut-
sche als auch Türken, die mit der Ausbil-
dung von Journalisten betraut sind, be-
klagen, dass längst nicht mehr alle quali-
fizierten jungen Kollegen einen Arbeits-
platz bekommen.
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